
DIE CHRISTLICH-
DEMOKRATISCHE UNION
GRUNDÜBERZEUGUNGEN, GESCHICHTE, ORGANISATION

HANDREICHUNG ZUR POLITISCHEN BILDUNG

BAND 1

J. Christian Koecke | Michael Sieben

3.,  ÜBERARBEITETE UND ERWEITERTE AUFLAGE

ISBN 978-3-95721-012-8



Das Werk ist in allen seinen Teilen urheberrechtlich geschützt.  
Jede Verwertung ist ohne Zustimmung der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  
unzulässig. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen,  
Mikroverfilmungen und die Einspeicherung in und Verarbeitung durch  
elektronische Systeme.

3., überarbeitete und erweiterte Auflage
© 2014, Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., Sankt Augustin/Berlin

Gestaltung: SWITSCH Kommunikationsdesign, Köln.
Umschlagfoto: www.bilder.cdu.de
Druck: Bonifatius GmbH, Paderborn.
Printed in Germany.
Gedruckt mit finanzieller Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland.

ISBN 978-3-95721-012-8

INHALT

5 |  VORWORT ZUR DRITTEN AUFLAGE

7 |  VORWORT ZUR ERSTEN UND ZWEITEN AUFLAGE

10 | DIE GRUNDLAGEN DER UNION

1. Christliches Menschenbild ..............................................10
2.  Grundwerte .................................................................13
3.  Subsidiarität und Christliche Sozialethik ...........................17
4.  Politische Bedeutung des christlichen Menschenbildes  
 und der Grundwerte ......................................................18

22 | DIE GESCHICHTE DER UNION

1. Zur Geschichte der CDU ................................................22
2. Zeittafel ......................................................................31

39 | DIE ORGANISATION DER UNION

1. Organisationsstufen ......................................................39
2. Die Organe der Bundespartei .........................................40
3. Die Vereinigungen und Sonderorganisationen ...................42

46 | ANHANG

Aus der Rede Konrad Adenauers vom 24. März 1946 .............46
Kölner Leitsätze vom Juni 1945 ..........................................48
Gründungsaufruf Berlin vom Juni 1945 ................................52
Titelblätter von Programmen der Union ................................54
CDU-Plakat zu den Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen 
am 13. Juni 1946 ..............................................................59
Wahlplakate zu den Bundestagswahlen 1949-2013 ................60
Bundespräsidenten ...........................................................70
Bundeskanzler der CDU .....................................................70
Bundestagspräsidenten der CDU/CSU ..................................70
Parteivorsitzende der CDU..................................................71
Generalsekretäre der CDU ..................................................71
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im  
Deutschen Bundestag ........................................................71



5

VORWORT ZUR DRITTEN AUFLAGE

„Die Volkspartei ist tot – es lebe die Volkspartei!” – So 
könnte man das Wahlergebnis vom 22. September 2013  
aus Sicht der CDU zusammenfassen. Nach Jahren voller 
anregender Debatten über Chancen und Herausforderungen 
der Volksparteien kann die CDU 41,5 Prozent der Wähler-
stimmen auf sich vereinigen und verfehlt damit knapp die 
absolute Mehrheit. Allein dieser bemerkenswerte Erfolg wäre 
schon Grund, unsere bewährte Handreichung zur Christlich-
Demokratischen Union neu aufzulegen. 

Aber zwei Dinge sind uns noch wichtiger: Einmal sind in  
der Regierungszeit der CDU/FDP-Koalition seit 2009 ent-
scheidende politische Weichenstellungen vorgenommen und 
Entscheidungen gefällt worden, die in der Zeit davor noch 
nicht vorstellbar waren. Sie sind in den meisten Fällen der 
politischen Großwetterlage oder gesellschaftlichen Verände-
rungen geschuldet. Stichworte sind hier exemplarisch die 
Euro-Rettungspolitik, die Aussetzung der Wehrpflicht und  
vor allem die Energiewende. 

Die Entscheidungen mussten teilweise schnell und in einer 
unübersichtlichen Situation gefällt werden. Umso wichtiger 
ist es, noch einmal Grundüberzeugungen und Geschichte  
der CDU vor Augen zu führen, um die aktuelle politische 
Entscheidung in die longue durée der christdemokratischen 
Überzeugungen einordnen zu können.

Wir würden uns freuen, wenn diese Broschüre der Aus-
gangspunkt zu einer weiterführenden Diskussion über  
die Zukunft der Christdemokratie werden würde. 

Wesseling, im Januar 2014

Dr. Melanie Piepenschneider
Leiterin Politische Bildung  
der Konrad-Adenauer-Stiftung
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VORWORT ZUR ERSTEN UND ZWEITEN AUFLAGE

Der Verfassungsgeber der Bundesrepublik Deutschland hat 
mit Artikel 21 die wegweisende Entscheidung getroffen, den 
Parteien eine Mitwirkung an der politischen Willensbildung 
des Volkes einzuräumen. Damit hat er die Konsequenz aus 
den schmerzlichen historischen Erfahrungen des Demokra-
tiedefizites in der deutschen Bevölkerung und der NS-Dikta-
tur gezogen.

Politische Willensbildung in einer parlamentarischen Demo-
kratie zu organisieren kommt einem Spagat gleich. Auf der 
einen Seite ist die direkte Mitwirkung möglichst vieler Bür-
gerinnen und Bürger erwünscht – auf der anderen Seite 
muss das Verfahren geordnet und repräsentativ in eine 
legitimierte politische Entscheidung münden. Und es gibt 
noch ein weiteres Spannungsfeld. Auf der einen Seite ist 
nach der Einparteienherrschaft der Nationalsozialisten und 
der Kommunisten der politische Parteienpluralismus der 
Ausweis einer lebendigen Demokratie – auf der anderen 
Seite muss aus dem Pluralismus eine handlungsfähige 
Regierung hervorgehen, die sich auf eine repräsentative 
Mehrheit stützt. Schließlich sind der Opposition grundlegen-
de Betätigungsrechte und politische Freiräume zu sichern.

Wer außer den Parteien könnte diese Aufgaben zum Wohle 
aller leisten? Parteien haben eine unverzichtbare Rolle für 
das Funktionieren der Demokratie. Sie sind verfassungs-
rechtlich ausdrücklich der Gesellschaft und nicht dem Staat 
zugeordnet. Sie sollen sich im „Volk” bewegen, dort veran-
kert sein und die Brücke zwischen der Bürgergesellschaft 
und den staatlichen Institutionen bilden. Parteien repräsen-
tieren den Wählerwillen. Sie übernehmen die Auswahlfunk-
tion des politischen Personals, ohne die kein Amt und kein 
Gremium auf der Europäischen, der Bundes-, der Landes- 
oder der kommunalen Ebene kompetent besetzt werden 
könnten. Parteien nehmen die unterschiedlichen politischen 
Forderungen auf, die es in der Gesellschaft gibt und bündeln 
die Interessen ihrer Mitglieder und Wähler. Damit gelingt es, 
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Mehrheiten zu organisieren, Kompromisse einzugehen und für die Stabi-
lität und politische Handlungsfähigkeit zu sorgen, die der Weimarer Re-
publik gefehlt hat.

Die Christlich-Demokratische Union Deutschlands ist die prägende poli- 
tische Kraft in der Bundesrepublik Deutschland. Sie stellte bis heute, 
sechzig Jahre nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland, über 
vierzig Jahre lang den Bundeskanzler bzw. die Bundeskanzlerin. Sie hat 
wesentliche Weichenstellungen konzeptionell entwickelt und politisch 
umgesetzt: Soziale Marktwirtschaft, Westbindung, Europäische Einigung, 
Wiedervereinigung Deutschlands! Diese Fakten sind Grund genug, sich 
näher mit dieser Partei zu befassen. Was sind ihre geistigen Grundlagen? 
Wie lauten ihre programmatischen Ziele? Wie ist sie organisiert? Welches 
sind ihre wichtigsten historischen Wegmarken? Welches sind ihre Ent-
wicklungsperspektiven? 

Die CDU gehört zu dem Typus Volkspartei, durch den es historisch ein-
malig und erfolgreich gelungen ist, so unterschiedliche Strömungen wie 
den Konservatismus, den Liberalismus und die Christlich-soziale Bewe-
gung sowie die zwei großen christlichen Konfessionen des Katholizismus 
und Protestantismus zu integrieren. In der Präambel des neuen Grund-
satzprogramms von 2007 bezeichnet sich die CDU als „Volkspartei der 
Mitte”. Damit ist in aller Kürze zusammengefasst, worin das Besondere 
dieses eigentlich Neuen in der Politik der Bundesrepublik Deutschland 
nach dem Krieg besteht. Damit ist aber auch schon angedeutet, was an 
Herausforderungen auf eine politische Partei zukommt, die in ungewöhn-
lich erfolgreicher Weise die im 19. Jahrhundert entstandene christlich-
demokratische Idee zu einer modernen Politik umgeschmolzen hat.

Die CDU ist zu einer Volkspartei geworden, weil sie die ideologische  
und konfessionelle Spaltung der bürgerlichen Parteienlandschaft der 
Weimarer Republik überwunden und die Mitte aus liberalem, christlich-
sozialen und konservativem Gedankengut gefunden hat. Die Mitte ist 
dabei nicht ein bloßer Kompromiss oder das Mittelmaß, sondern ein 
Ergebnis der gelungenen Operation, aus Gegensätzen und Extremen ein 
besseres Ganzes zu machen, ohne dabei die Herkunftsorte der verschie-
denen Strömungen in der Partei zum Verschwinden zu bringen. 

So selbstbewusst der Blick der CDU zurück sein kann, so viel Stoff für 
Fragen mit Blick auf die Zukunft gibt es: Trägt das Konzept der Volks-
partei, wenn sich die Parteienlandschaft weiter ausdifferenziert? Was ist 
die Mitte, wenn alle in die Mitte drängen? Was bedeutet Volkspartei 
heute, wo sich Mitwirkung nicht nur über Mitgliedschaft definiert? Wie 
kann eine Partei dem Bedürfnis des Wählers nach Geschlossenheit nach-
kommen und gleichzeitig liberal, christlich-sozial und konservativ sein 
wollen? Wie viel Engagement kann eine Partei für die Zukunft vom  
Bürger erwarten, wenn offenkundig klassische Partizipationsformen  
(z.B. die Arbeit im Ortsverband) immer weniger wahrgenommen werden?

Mit diesem Reader leistet die Politische Bildung der Konrad-Adenauer-
Stiftung einen weiteren Beitrag zu ihrer Aufgabe, die Bürger über Politi-
sches zu informieren, in der Politik zu orientieren und für die politische 
Mitwirkung zu aktivieren. Dies ist keine erschöpfende wissenschaftliche 
Abhandlung über die Christlich-Demokratische Union. Mit dem Reader 
wollen wir politisch interessierte Bürger in zusammengefasster Form über 
die geistigen Grundlagen, die Geschichte und die Organisation der Christ-
lich-Demokratischen Union informieren und einen Kompass an die Hand 
zu geben, mit dem man sich in der politischen Diskussion zurechtfinden 
kann – um an ihr teilzunehmen.

Dr. Melanie Piepenschneider 
Leiterin der Politischen Bildung
der Konrad-Adenauer-Stiftung
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DIE GRUNDLAGEN DER CDU

1. CHRISTLICHES MENSCHENBILD

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Das christliche Menschenbild gibt uns die ethische Grund-
lage für verantwortliche Politik. Dennoch wissen wir, dass 
sich aus christlichem Glauben kein bestimmtes politisches 
Programm ableiten lässt. Die CDU ist für jeden offen, der 
Würde, Freiheit und Gleichheit aller Menschen anerkennt 
und die hieraus folgenden Grundüberzeugungen unserer 
Politik bejaht. (Ziffer 2)

Das christliche Menschenbild ist Dreh- und Angelpunkt der 
christlich-demokratischen Idee und der Politik der Union. Es 
bestimmt vor dem Hintergrund der Schöpfung und der 
Beziehung des Menschen zu Gott das Verhältnis von Person 
und Gemeinschaft und von der Gemeinschaft zum Staat. 

Die erste und grundlegende Voraussetzung des christlichen 
Verständnisses vom Menschen ist: Der Mensch ist kein zu-
fälliges und belangloses naturgeschichtliches Ereignis, son-
dern der Mensch ist von Gott geschaffen. Im christlichen 
Verständnis vom Menschen ist er Ebenbild Gottes. Das be-
deutet politisch, dass es für den Staat gegenüber dem mit 
unantastbarer Würde ausgestatteten Menschen Grenzen der 
Machbarkeit gibt. Im totalitären Staat dagegen bedeutet der 
Mensch nichts und das Ganze alles, und es gibt keinen Kern-
bereich des Menschlichen, an den der Staat nicht rühren 
darf.

Der Mensch ist aber von Gott im Unterschied zum Rest der Schöpfung als 
Person geschaffen worden. Dies bedeutet, dass er Vernunft hat und zur 
Freiheit befähigt ist. Daraus leitet sich der Auftrag von Bewahrung und 
Gestaltung der Schöpfung sowie des gesellschaftlichen Miteinanders ab. 
Der Mensch steht in der schöpferischen Spannung von Freiheit und Ver-
antwortung. Er ist zur Freiheit berufen, ist befähigt und beauftragt, die 
Welt zu gestalten, seine Freiheit endet aber bei der Freiheit des anderen, 
d.h. da, wo die Freiheit des anderen und das Gemeinwohl geschädigt 
wird. In der Freiheit ist der Mensch den anderen Menschen und der Ge-
meinschaft gegenüber verantwortlich.

Aus diesen Voraussetzungen lassen sich vier Elemente des christlichen 
Menschenbildes ableiten:

Unveräußerliche Würde des Menschen

Aus der Geschaffenheit von Gott und der Einzigartigkeit als Person 
kommt dem Menschen eine unveräußerliche Würde zu. Diese Würde 
kann ihm nicht vom Staat, der Gesellschaft oder einzelnen Menschen 
entzogen werden. Würde kommt dem Menschen immer und in jedem  
Fall zu.

Der Mensch besitzt diese unveräußerliche Würde in jeder seiner Lebens-
phasen: von der vorgeburtlichen bis zum Lebensende. 

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Aus dem christlichen Bild vom Menschen folgt, dass wir uns zu seiner 
unantastbaren Würde bekennen. Die Würde aller Menschen ist gleich, 
unabhängig von Geschlecht, Hautfarbe, Nationalität, Alter, von reli- 
giöser und politischer Überzeugung, von Behinderung, Gesundheit und 
Leistungskraft, von Erfolg oder Misserfolg und vom Urteil anderer. Wir 
achten jeden Menschen als einmalige und unverfügbare Person in allen 
Lebensphasen. Die Würde des Menschen – auch des ungeborenen und 
des sterbenden – ist unantastbar. (Ziffer 5)

Aus dem Gedanken der unveräußerlichen Würde des Menschen sind die 
Menschenrechte abgeleitet, deren Schutz die Unantastbarkeit der Men-
schenwürde garantiert. Im Grundgesetz wird die Würde des Menschen in 
den Grundrechten (Art. 1-19) geschützt.
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Gleichwertigkeit

Aus dieser Feststellung der Würde eines Jeden ergibt sich die Gleichwer-
tigkeit aller Menschen. Die Würde keines Menschen ist einem anderen 
über- oder untergeordnet. Im christlichen Menschenbild soll der Mensch 
im Menschen nur seines Gleichen sehen, nicht ein „höheres” Wesen, aber 
auch stets seines Gleichen, nicht eine niedrigere Kreatur. 

Es ist daher aus dem christlichen Menschenbild heraus völlig inakzepta-
bel, zwischen „wertem” und „unwertem Leben” zu unterscheiden. 

Verschiedenartigkeit

Die Menschen sind gleichwertig, aber keiner ist dem anderen gleich. Im 
christlichen Verständnis vom Menschen wird der Mensch durch seine 
Personalität und Individualität geprägt. Aus der Anerkennung dieser 
Verschiedenartigkeit folgt der Auftrag an den Staat, Pluralität zu ermögli-
chen. 

Der Staat des Grundgesetzes setzt sich zum Ziel, eine offene und plurale 
Gesellschaft zu gestalten und widersetzt sich allen Versuchen, die Ver-
schiedenartigkeit zu beseitigen, wie es die totalitäre Gesellschaft will.

Unvollkommenheit

Da der Mensch vernunftbegabt und frei ist, ist er auch unvollkommen: Er 
kann irren und schuldig werden. Nur wenn keinem Menschen Vollkom-
menheitsansprüche zugebilligt werden, kann für alle Würde und Freiheit 
gesichert bleiben. 

Dies bedeutet im Umgang mit anderen Menschen, dass man weder von 
ihnen Übermenschliches erwarten kann, noch den Stab über sie brechen 
darf, wenn sie schuldig geworden sind. Die Politik kann und soll nicht den 
perfekten Menschen voraussetzen oder heranzubilden versuchen. 

Das christliche Menschenbild und die mit ihm verbundene Politik sind 
unideologisch, unfanatisch und untotalitär. Menschen sind verschieden, 
Menschen können irren, aber Menschen besitzen jeder für sich eine un-
antastbare Würde. Die am christlichen Menschenbild ausgerichtete Politik 
ist realistisch und human, sie wahrt Maß und Mitte und vermeidet die 

Extreme. Sie ist „nahe am Menschen” und „mitten im Leben”, weil sie 
weder zuviel noch zuwenig vom Menschen verlangt und ideologischen 
Verheißungen gegenüber skeptisch ist.

2. GRUNDWERTE

Das christliche Menschenbild ist Grundlage der Grundwerte, die christ-
lich-demokratische Politik bestimmen. Sie lassen sich aus der Grundkon-
stellation von Geschaffensein und Auftrag ableiten.

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Sie [die Grundwerte Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit] erfordern, 
begrenzen und ergänzen einander und sind gleichrangig. Ihre Gewich-
tung untereinander sinnvoll zu gestalten, ist unsere Aufgabe und Kern 
der politischen Auseinandersetzung. (Ziffer 10)

Freiheit

Nach dem christlichen Bild vom Menschen ist der Mensch als Person 
geschaffen. Er ist weder Rädchen im Getriebe eines Kollektivs wie z.B.  
im Sozialismus noch bindungsloses, ganz auf sich selbst gestelltes Indi-
viduum wie im klassischen Liberalismus.

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Der Mensch ist frei geschaffen. Als sittliches Wesen soll er vernünftig 
und verantwortlich entscheiden und handeln. […] Die Freiheit des an-
deren bedingt und begrenzt die eigene Freiheit. Wer Freiheit für sich 
fordert, muss die Freiheit seines Mitmenschen anerkennen. Freiheit 
umfasst Rechte und Pflichten. Sie ist immer Freiheit in Verantwortung. 
Es ist Aufgabe der Politik, den Menschen den notwendigen Freiheits-
raum zu sichern und sie für das Gemeinwesen in die Pflicht zu neh-
men. (Ziffer 11)

Das bedeutet, positiv ausgedrückt, dass er einerseits ein freies, selbst-
verantwortliches und zum moralischen Handeln befähigtes Wesen ist, 
andererseits in natürlichen gesellschaftlichen Bindungen und Bezie-
hungen steht (Ehe, Familie, Staat, Gesellschaft). 
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Daraus entsteht die typische Wechselseitigkeit christlich-demokratischen 
Denkens: Die Freiheit verleiht Rechte, die Bindungen legen Pflichten auf, 
beides gehört untrennbar zusammen. Freiheit findet die Grenze in der 
Freiheit des Mitmenschen. Freiheit besteht nicht ohne Verantwortung für 
sich und andere. Freiheit ist zunächst einmal Freiheit von gesellschaftli-
cher und staatlicher Bevormundung, kann sich aber nicht entfalten, wenn 
sie nicht staatlich geschützt wird. Freiheit bedeutet unternehmerische 
Freiheit und Leistungswillen, braucht aber nur durch die Gesellschaft zu 
sichernde soziale Gerechtigkeit, um überhaupt ausgeübt werden zu 
können.

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Recht sichert Freiheit, indem es die personale Würde des Menschen 
schützt. Es regelt das geordnete und friedliche Zusammenleben der 
Menschen. (Ziffer 13)

Solidarität

Freiheit ist eng mit dem Begriff der Subsidiarität verbunden (s.u.), Ver-
antwortung mit dem der Solidarität.

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Solidarität ist ein Gebot der Nächstenliebe und entspricht der sozialen 
Natur des Menschen. Das Ziel, ein menschenwürdiges Leben für alle 
zu ermöglichen, verpflichtet uns zu solidarischem Handeln. Solidarität 
muss vor allem den Menschen gelten, die noch nicht, nicht mehr oder 
dauerhaft nicht sich selbst die Grundlagen eines freien Lebens schaf-
fen können. (Ziffer 18)

Christliche Demokraten denken in gewachsenen personalen Beziehungen 
der Menschen untereinander. Menschen stehen nicht erst einmal ganz für 
sich und gehen dann gesellschaftliche Arrangements auf Zeit ein wie im 
Liberalismus und bekommen auch nicht ihren Platz von der Gesellschaft 
zugeteilt wie im totalitären Staat, sondern sind aufeinander angewiesen 
und füreinander bestimmt. Menschen haben eine soziale Natur.

Aus diesem Miteinander folgt, dass der Einzelne für die Gemeinschaft und 
die Gemeinschaft für den einzelnen verantwortlich ist. Die Gemeinschaft 

kann nicht bestehen, wenn nicht der Einzelne, so gut er kann, sich für sie 
einsetzt, mit ihr solidarisch ist; der Einzelne kann nicht bestehen, wenn 
nicht die Gemeinschaft für ihn solidarisch eintritt, vor allem, wenn er 
noch nicht, zur Zeit nicht oder dauerhaft nicht in der Lage ist, für sich 
selbst zu sorgen.

Hier gilt es, die Mitte zu wahren: Weder ist der Einzelne verpflichtet, sich 
für die Gemeinschaft aufzugeben, noch soll die Gemeinschaft in voraus-
eilender Fürsorglichkeit die Aufgaben übernehmen, die der Einzelne oder 
die kleinere Gemeinschaft selbst bewältigen könnte.

Angewandt bedeutet Solidarität, dass im Sozialstaat die Gemeinschaft für 
den Einzelnen eintritt, wenn er sich nicht selbst versorgen kann, er aber 
auch die Pflicht hat, erst alles zu versuchen, um sich zu helfen. Weiter 
besteht die Pflicht zur Solidarität der reichen Staaten mit den armen und 
der heutigen Generation mit der künftigen.

Gerechtigkeit

Aus dem christlichen Menschenbild folgt, dass alle Menschen gleichwertig 
(mit gleicher Würde), aber verschieden geschaffen sind. 

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Grundlage der Gerechtigkeit ist die Gleichheit aller Menschen in ihrer 
von Gott gegebenen Würde. Gerechtigkeit wahrt diese Würde und 
Freiheit. Gerechtigkeit verlangt, Gleiches gleich und Ungleiches un-
gleich zu behandeln. Im Rechtsstaat heißt Gerechtigkeit, gleiches 
Recht für alle. (Ziffer 23)

Aus der gleichen Würde ist abgeleitet, dass alle Menschen vor dem 
Gesetz gleich sind, d.h. Kriterien wie Alter, Geschlecht, Rasse etc. für die 
Rechtsprechung und die Anwendung des Rechts keine Rolle spielen. 

Aus der Verschiedenheit der Menschen aber folgt, dass es ungerecht 
wäre, sie alle gleich zu behandeln: Wer z.B. schwächer und weniger 
leistungsfähig ist als andere, dem können nicht im gleichen Maße Bei-
träge zum Gemeinwohl abverlangt werden wie den Leistungsfähigen. 
Dennoch verlangt die Anwendung von Gerechtigkeit Kriterien. Die CDU 
gibt dazu als generellen Hinweis die auf Aristoteles zurückgehende Leit-



16 17

linie, „Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln”, d.h. z.B. 
gleiche Leistungen auch gleich zu entlohnen oder gleich Bedürftige auch 
mit gleichen Sozialleistungen auszustatten. 

Konkreter spricht sich die CDU für die Chancengerechtigkeit aus:

Aus dem Grundsatzprogramm 2007: 

Gerechte Chancen zu schaffen, ist die notwendige Ergänzung der 
Gleichheit vor dem Recht. Jeder soll die gleiche Möglichkeit haben, 
sich in Freiheit so zu entfalten, wie es seinen persönlichen Fähigkeiten 
entspricht. […] Dafür bietet die Chancengesellschaft die Vorausset-
zungen und Möglichkeiten. […] Wir wollen gleiche Chancen eröffnen, 
nicht gleiche Ergebnisse versprechen. (Ziffer 24)

Chancengerechtigkeit kann man nun auf zweierlei Weise verstehen: in 
einer passiven und einer aktiven Weise. Der liberalistische Ansatz ist, 
lediglich formale Hemmnisse zur Entfaltung der eigenen Fähigkeiten  
z.B. im Bildungsgang zu beseitigen. In der im neuen Grundsatzprogramm 
erstmal so genannten „Chancengesellschaft” aber werden „Lebenschan-
cen möglichst gerecht verteilt” (Ziffer 24), d.h. es wird aktiv, z.B. durch 
Sozialpolitik dafür gesorgt, dass gleiche Startchancen entstehen.

Wegen der Verschiedenheit der Menschen und ihren unterschiedlichen 
Fähigkeiten wird dies aber zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Es 
wäre nicht mit dem Leistungsgedanken und der Leitlinie „Ungleiches 
ungleich” zu vereinbaren und daher ungerecht, wenn darüber hinaus 
gleiche Ergebnisse eingefordert würden. Neben den Chancen und der 
Leistung muss eine gerechte Politik auch die Bedürftigkeit in den Blick 
nehmen, also die Menschen, die auch bei der Einräumung gleicher  
Chancen zu geringer oder gar keiner Leistung in der Lage sind:

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Auch wenn wir uns mit äußerster Anstrengung für mehr Gerechtigkeit 
in unserer Gesellschaft einsetzen, wissen wir, dass absolute Gerechtig-
keit nicht erreichbar ist. Wir fühlen uns den Schwachen und sozial  
Benachteiligten besonders verpflichtet. Niemand darf verloren gehen, 
keiner darf vergessen werden. (Ziffer 25)

3.  SUBSIDIARITÄT UND CHRISTLICHE  
SOZIALETHIK

Die Evangelische Sozialethik und die Katholische Soziallehre entwickelten 
sich im 19. Jahrhundert als Reaktion auf die gesellschaftlichen Umbrüche 
der Industrialisierung. Zuvor war die Ethik allein damit befasst, welche 
Einstellungen und Handlungen des einzelnen Menschen gut sind (Indivi-
dualethik) oder welcher Staat als gut gelten darf (Politische Ethik). Mit 
der Veränderung des wirtschaftlichen und sozialen Lebens war eine Ethik 
des gesellschaftlichen Miteinanders in der Industriegesellschaft nötig.

In beiden Konfessionen lautet die Grundfrage: „Was ist die gute Gesell-
schaft?” Die evangelische Sozialethik stützt sich dabei auf die Arbeit  
von Theologen wie Adolf v. Harnack und Ernst Troeltsch, die katholische 
Soziallehre ist maßgeblich bestimmt durch die Auslegung der Tradition 
(Aristoteles, Thomas v. Aquin), naturrechtliche Theorien und vor allem 
Enzykliken der Päpste (z.B. Rerum Novarum, Papst Leo XIII 1891 oder 
Quadragesimo Anno, Papst Pius XI. 1931).

Wesentlicher Kern christlicher Sozialethik ist der Gedanke der Subsidiari-
tät. 

Aus dem Grundsatzprogramm 2007:

Freiheit ermöglicht und braucht die eigenverantwortliche Lebensgestal-
tung. Deshalb ist das gesellschaftliche Leben nach dem Prinzip der 
Subsidiarität zu ordnen: Was der Bürger allein, in der Familie und im 
freiwilligen Zusammenwirken mit anderen besser oder ebenso gut leis-
ten kann, soll seine Aufgabe bleiben. Staat und Kommunen sollen Auf-
gaben nur übernehmen, wenn sie von den einzelnen Bürgern oder  
jeweils kleineren Gemeinschaften nicht erfüllt werden können. Der 
Grundsatz der Subsidiarität gilt auch zwischen kleineren und größeren 
Gemeinschaften sowie zwischen freien Verbänden und staatlichen Ein-
richtungen. (Ziffer 14)

Der Begriff „Subsidiarität” leitet sich aus subsidium = „Reserve, Ersatz” 
ab. Damit ist der Grundgedanke der Subsidiarität schon angedeutet: Die 
kleineren Einheiten der Gesellschaft (Einzelperson, Familie etc.) sollen die 
eigentlichen Akteure des gesellschaftlichen Lebens sein, sie sollen in 
Eigenverantwortung ihr Leben gestalten können. Staat und übergeord-
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nete gesellschaftliche Einheiten stehen demgegenüber zunächst nur „in 
der Reserve”, d.h., sie treten erst auf den Plan, wenn die kleinere Einheit 
zu einem selbstverantwortlichen Leben nicht in der Lage ist. Der Staat 
hat gegenüber den kleineren Einheiten also nur eine Hilfs- und Dienst-
funktion.

Das Subsidiaritätsprinzip hat damit zwei Komponenten: „privat vor Staat” 
und „klein vor groß”. 

Die klassische Formulierung des Subsidiaritätsprinzips findet sich in der 
päpstlichen Enzyklika Quadragesimo anno Pius’ XI. von 1931. Diese En-
zyklika ist, wie der Titel sagt, vierzig Jahre nach der epochemachenden 
ersten Sozialenzyklika Rerum Novarum von Papst Leo XIII. (1891) er-
schienen und nimmt darauf Bezug. Rerum Novarum setzt sich mit den 
Gefahren für die Freiheit der Person in der Industriegesellschaft, Quadra-
gesimo Anno mit den Gefährdungen durch totalitäre Staatsdiktaturen 
auseinander.

In der Enzyklika von 1931 heißt es: „ [...] Wie dasjenige, was der Einzel-
mensch aus eigener Initiative und mit seinen eigenen Kräften leisten 
kann, ihm nicht entzogen [...] werden darf, so verstößt es gegen die 
Gerechtigkeit, das, was die kleineren und untergeordneten Gemeinwesen 
leisten [...] können, für die weitere und übergeordnete Gemeinschaft in 
Anspruch zu nehmen.” 

4.  POLITISCHE BEDEUTUNG DES CHRISTLICHEN  
MENSCHENBILDES UND DER GRUNDWERTE

Das christliche Menschenbild ist der Schlüssel zu den Grundwerten der 
Christlich-Demokratischen Union, es ist aber vor allem der Schlüsselbe-
griff für die konkrete Gestaltung der christlich-demokratischen Politik. 

Konkrete Gestaltung von Politik ist allerdings alles andere als eine ein-
fache Umsetzung vom Modell in die Wirklichkeit. Zum einen kann die 
programmatische Vorlage selbst unterschiedlich ausgedeutet werden, 
zum anderen fließen in politische Entscheidungen zwangsläufig Erwä-
gungen ein, die mit der Leitvorstellung selbst nichts zu tun haben, z.B. 
im Regierungsalltag von Koalitionen. 

Wegen der Universalität und Grundsätzlichkeit des christlichen Menschen-
bildes gibt es per se keinen Politikbereich, in dem es nicht Bewandtnis 
hat. Die Grundwerte der Union formulieren nur das im christlichen Men-
schenbild Angelegte näher aus. Die Grundwerte und das christliche 
Menschenbild bilden ein Beziehungsgeflecht, in das die wesentlichen 
politischen Fragen der heutigen Zeit einzuordnen sind. Sie tun dies natür-
lich nur in einer orientierenden Hinsicht, d.h. es gibt immer Interpreta-
tionsspielraum, nicht nur zwischen den Anhängern unterschiedlicher poli-
tischer Richtungen, sondern auch zwischen denjenigen, die sich den 
christlich-demokratischen Grundwerten verbunden fühlen.

Drei Beispiele sollen das verdeutlichen:

1. Die Wirtschafts- und Sozialpolitik steht auf eine besonders deutliche 
Weise im Spannungsfeld der Werte Freiheit (u. Verantwortung), Subsidia-
rität, Solidarität und Gerechtigkeit.

Ansatz der Union ist es, von der Freiheit und der Subsidiarität des Ein-
zelnen bzw. der kleineren Einheit her zu denken und erst bei deren 
Versagen Solidarität, z.B. im Rahmen staatlicher Maßnahmen walten zu 
lassen. Sozialpolitik ist daher nicht universale gesellschaftliche Regulie-
rung, sondern komplementäre Maßnahme. Vor allem das linke Spektrum 
unserer Parteienlandschaft denkt umgekehrt: Dort wird staatliche Rege-
lung und Fürsorge zum Ausgangspunkt politischer Überlegungen. 

Von der Freiheit her zu denken, heißt aber nicht, sie ausschließlich zu 
machen. Wenn Freiheit missbraucht wird, zu Lasten anderer geht, d.h. 
die Freiheit anderer einschränkt und wenn sie unverantwortlich wird, 
muss sie in Regeln gebunden werden. In der Sozialen Marktwirtschaft hat 
der Unternehmer eine zentrale Rolle, die wirtschaftliche Rahmenordnung 
sorgt aber dafür, dass diese Rolle gemeinwohlorientiert gestaltet wird. 
Aber auch der Arbeitnehmer soll sein Leben selbstverantwortlich führen 
können, was er als arbeitsloser Transferempfänger weniger kann. Das 
Ziel der Vollbeschäftigung hat daher nicht eigentlich einen materiellen 
Hintergrund (finanzielle Entlastung des Haushalts), sondern will Selbst-
verantwortlichkeit, also Freiheit ermöglichen.

2. In der Familienpolitik finden sich ähnliche Fragen wieder: Für die Union 
bedeutet das Primat der Freiheit und der Subsidiarität, dass die Familie 
das „Fundament unserer Gesellschaft” ist (Grundsatzprogramm 2008, 
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Ziffer 68). In der Familie sollen die wichtigen Entscheidungen des Lebens 
getroffen werden, die Fragen von Erwerb, Betreuung, Erziehung und Bil-
dung der Kinder. 

Es gibt aber Lebenssituationen, in denen der Staat Familien mit dieser 
Entscheidungsfreiheit nicht alleine lassen kann, weil ihnen die Fähigkeit 
oder die Möglichkeit, diese Freiheit wahrzunehmen, fehlt. Die Solidarität 
des Staates ist dann gefordert. Transferleistungen und Betreuungsange-
bote sind solche Solidarleistungen.

Wie allerdings schon in der Sozialpolitik, beginnt bei dieser grundsätzlich 
unstrittigen Sichtweise die politische, auch die innerparteiliche Debatte: 
Was ist noch dringend gebotene und was ist schon bevormundende Soli-
darität? Wie weit soll die staatliche Vorleistung gehen, von der aus ein 
subsidiäres, eigenverantwortliches Handeln überhaupt erst möglich ist?

3. In der Bioethik rückt der Begriff der Menschenwürde in den Vorder-
grund. Durch die Geschaffenheit des Menschen, die Einmaligkeit der 
Person und den Auftrag, die Welt zu gestalten, ist jeder Mensch in allen 
Lebensphasen mit „unantastbarer” Würde ausgestattet. 

Für den großen Mittelbereich des Lebens ist dies unstrittig, um Anfang 
und Ende des Lebens aber, um das ungeborene und das zu Ende gehende 
Leben, dreht sich die bioethische Kontroverse.

Was bedeutet Würde oder Würdelosigkeit im Prozess des Sterbens? 
Befürworter der Euthanasie führen diesen Begriff gerne im Munde, aber 
verstößt es nicht noch mehr gegen die Menschenwürde, wenn Töten 
möglich, also die Zustimmung dazu von Sterbenden auch erwartet oder 
gar gefordert werden kann?

Die Universalität und Absolutheit der Menschenwürde macht ihren Gel-
tungsbereich unbezifferbar: Sie kann nicht vom Tag X des Lebens an 
gelten, sondern setzt unmittelbar mit der Entstehung neuen Lebens ein. 
Deswegen setzt sich die Union für die Beibehaltung des konsequenten 
Embryonenschutzes und gegen die verbrauchende Embryonenforschung 
ein.

Etliche Anwendungsfelder ließen sich anfügen: In der Europapolitik denkt 
man von den Mitgliedstaaten oder deren föderalen Körperschaften her 

subsidiär, Brüssel hat die Tendenz, den Gedanken der Solidarität zu  
priorisieren. In der Entwicklungspolitik herrscht prima vista das Element 
der Solidarität vor, doch muss es das Ziel sein, die geringer entwickelten 
Staaten instand zu setzen, selbst ihre wirtschaftliche und politische 
Situation zu meistern, also subsidiär zur Eigenverantwortung zu befähi-
gen.
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DIE GESCHICHTE DER UNION

1. ZUR GESCHICHTE DER CDU

Christliche Demokraten gegen Hitler

Die Gründung der CDU wurde von Männern und Frauen aus 
dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus angestoßen. 
Sie einte das Bewusstsein, dass die überkommenen konfes-
sionellen, politischen und sozialen Gegensätze angesichts 
der Katastrophe des nationalsozialistischen Terrors und des 
sich abzeichnenden Untergangs überwunden werden muss-
ten.

Viele der Gründer der CDU kamen aus den Gestapogefäng-
nissen und Konzentrationslagern. Andreas Hermes, der erste 
Reichsvorsitzende der Neugründung, war wegen der Beteili-
gung am Attentat des 20. Juli 1944 im Januar 1945 vom 
Volksgerichtshof zum Tode verurteilt worden. Am 25. April 
1945 wurde er in der Todeszelle in Plötzensee befreit, wo er 
auf seine Hinrichtung gewartet hatte. Schon am 26. Juni 
unterzeichnete er den Gründungsaufruf für die neue Partei.

Ähnlich wie er sahen auch andere Persönlichkeiten des 
Widerstandes, so die Mitglieder des Kreisauer Kreises wie 
Eugen Gerstenmaier oder der von den Nationalsozialisten 
abgesetzte Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer im 
Rheinland, die Überwindung der totalitären Herrschaft unter 
christlichen Vorzeichen als Gründungsgedanke der CDU.

Gründungsphase

Unmittelbar nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes entstanden 
überall in Deutschland politische Gruppierungen, die eine interkonfessio-
nelle Volkspartei anstrebten. In Köln fiel im Juni 1945 mit dem Aufruf für 
die Gründer einer Christlich-Demokratischen Partei (CDP) zugleich eine 
Vorentscheidung gegen die Wiedergründung der katholischen Deutschen 
Zentrumspartei (s.u. Kölner Leitsätze). Am 26.06.1945 veröffentlichte in 
Berlin ein Gründerkreis mit Andreas Hermes an der Spitze einen Aufruf 
zur Sammlung christlich, demokratischer und sozialer Kräfte (s.u. An-
lage).

Die CDU als Volkspartei

Die neue Partei nannte sich zur Abgrenzung von herkömmlichen Parteien 
Union. Die Grundsätze christlichen Staats- und Gesellschaftsverständnis-
ses gaben ihr nach der Katastrophe des Nationalsozialismus eine geistig-
moralische Orientierung für den Neuanfang. Drei Leitideen kennzeichnen 
die Neugründung:

 � der Brückenschlag zwischen katholischen und evangelischen Christen,
 � die Integration unterschiedlicher sozialer Schichten,
 � das Bekenntnis zur föderalen Struktur des Staates und die Verwur- 
zelung in allen Teilen Deutschlands mit den landsmannschaftlich und 
föderal geprägten Unterschieden.

Damit war eine Volkspartei geboren, die sich die Erneuerung Deutsch-
lands auf fester Wertgrundlage zum Ziel gesetzt hat. 

Entwicklung in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und DDR

Die Berliner CDU-Gründer Andreas Hermes und Jakob Kaiser beanspruch-
ten zunächst sowohl eine zentrale Bedeutung für ganz Deutschland wie 
eine eigenständige Rolle in der SBZ, wurden aber von der sowjetischen 
Besatzungsmacht abgesetzt. Die bis Ende 1947 eigenständige und erfolg-
reiche Partei in der SBZ (über 200.000 Mitglieder) wurde bis 1952 zu 
einer „einschränkungslos-sozialistischen Partei” der DDR und zu einer 
Blockpartei transformiert. Tausende von Parteimitgliedern verschwanden 
in den Jahren nach 1945 in sowjetischen Lagern. 
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Die CDU als gestaltende Kraft des Aufbaus

Bis zu dem bundesweiten Zusammenschluss der CDU auf dem Goslarer 
Parteitag im Oktober 1950 hatten sich Wahlerfolge in den Kommunen 
und Ländern und die Durchsetzungskraft im Frankfurter Wirtschaftsrat 
und im Parlamentarischen Rat zu einem knappen Sieg bei der Bundes-
tagswahl 1949 verdichtet. 

Eine wichtige Weichenstellung wurde schon im Parlamentarischen Rat 
vorgenommen, zu dessen Präsident Konrad Adenauer gewählt wurde. 
Das im Parlamentarischen Rat von September 1948 bis Mai 1949 erarbei-
tete Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland spiegelt wesentliche 
Überzeugungen der CDU wider, z.B. den christlichen Wertebezug, wie er 
in der Präambel niedergelegt ist: „Im Bewusstsein seiner Verantwortung 
vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberech-
tigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, 
hat sich das Deutsche Volk…dieses Grundgesetz gegeben.”

Die Entwicklung der CDU bis 1969 ist geprägt von der Rolle als dominie-
rende Kanzlerpartei. In der Adenauer-Ära, unter dem Vorsitz Adenauers 
(1950-1966) sowie unter den Bundeskanzlern Ludwig Erhard (1963-
1966) und Kurt Georg Kiesinger (1966-1969) erreichte die Union glän-
zende Wahlerfolge. Bei keiner Wahl seit 1953 kam sie auf weniger als  
45 % der Stimmen, 1957 erreichte sie zum einzigen Mal in der Geschich-
te der Bundesrepublik mit 50,2 % auch die absolute Wählermehrheit.

Die zentralen programmatischen Leitbilder, die in erfolgreiche Regie-
rungspolitik umgesetzt wurden, waren: 

 � die Soziale Marktwirtschaft als Basis für Wiederaufbau, Wohlstand und 
soziale Absicherung,

 � die Westintegration als wertgebundene Außen- und Sicherheitspolitik 
sowie

 � das Selbstverständnis als Europapartei und als Partei der Deutschen 
Einheit.

Die Oppositionsphase: Von der Honoratioren- zur Mitgliederpartei

Nach der Phase der großen Koalition 1966-1969 kam es 1969 zur Bildung 
einer Koalition aus SPD und FDP. Die Union fand sich erstmals in der für 

sie ungewohnten Oppositionsrolle wieder. Nach heftigen Auseinanderset-
zungen um die Brandtsche Ostpolitik und dem gescheiterten Misstrauens-
votum verlor die Union die Bundestagswahl 1972. Erstmals wurde die 
SPD stärkste Bundestagsfraktion. Die Zeit des Parteivorsitzenden Rainer 
Barzel, der sich 1971 noch gegen Helmut Kohl durchgesetzt hatte, ging 
zu Ende. 

1973 wurde Helmut Kohl zum Vorsitzenden gewählt. Unter seiner Füh-
rung öffnete sich die CDU von der Honoratioren- zur Mitglieder- und 
Programmpartei. In wenigen Jahren verdreifachte sich die Mitgliederzahl 
auf 750.000. 

Auf dem Parteitag in Ludwigshafen wurde 1978 das erste Grundsatzpro-
gramm beschlossen. Es umschrieb das christliche Selbstverständnis, die 
Ausgestaltung der Sozialen Marktwirtschaft und die europa- und deutsch-
landpolitische Zielsetzung angesichts veränderter Rahmenbedingungen.

Die strukturelle Mehrheitsfähigkeit der Union wurde in den Bundestags-
wahlen von 1976-1987 mit Ergebnissen von über 45 % und in den Land-
tagswahlen bestätigt.

Die Regierung Kohl

Am 1. Oktober 1982 wurde Helmut Kohl in einem konstruktiven Miss-
trauensvotum gegen Helmut Schmidt zum Bundeskanzler gewählt. In 
vorgezogenen Bundestagswahlen wird die Regierung Kohl am 6. März 
1983 mit dem zweitbesten Wahlergebnis ihrer Geschichte bestätigt. 

Zum politischen Programm der Regierungsjahre 1982-1989 gehörten

 � die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft durch eine Rückkehr zur 
Ordnungspolitik (z.B. durch Abbau der Staatsverschuldung und die 
Stabilisierung und Verbesserung der Sozialversicherungssysteme),

 � die europäische Einigung (z.B. Wegbereitung der Euro-Einführung) und 
die Stabilisierung der NATO (z.B. durch NATO-Doppelbeschluss),

 � die Stärkung der Familie (z.B. durch Einführung von Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub),

 � der verbesserte Schutz der Umwelt (z.B. durch Einführung des Kata-
lysators und des bleifreien Benzins sowie der Gründung des Bundes-
umweltministeriums).
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Die Deutsche Einheit

Der zeitlich unmittelbar darauf erfolgende Zusammenbruch des sowjeti-
schen Imperiums und die friedliche Revolution in der DDR gaben Kohl die 
staatsmännisch genutzte Chance, die Wiedervereinigung Deutschlands 
herbeizuführen. Er nutzte gleichzeitig die Möglichkeit, eine demokratische 
und um bürgerrechtliche Strömungen erweiterte CDU in der DDR zu 
legitimieren.

Die CDU in der DDR war nach der Entmachtung von Andreas Hermes  
und Jakob Kaiser vierzig Jahre lang „Blockpartei” und damit mit dem 
SED-Staat verstrickt. Unter maßgeblichem Einfluss von Helmut Kohl 
entstand vor der ersten freien Volkskammerwahl im März 1990 die  
„Allianz für Deutschland”, bestehend aus der aus dem „Zentralen Demo-
kratischen Block” ausgetretenen Ost-CDU unter ihrem Vorsitzenden 
Lothar de Maizière und den von Bürgerrechtlern der DDR gegründeten 
Gruppierungen „Demokratischer Aufbruch” (mit Angela Merkel) und 
„Deutsche Soziale Union”. Damit war sichergestellt, dass der Einfluss der 
Bürgerrechtler möglichst groß war; sie fanden denn auch in der Folgezeit 
verstärkt in der CDU eine politische Heimat.

Helmut Kohls Wahlkampfeinsatz war ein wesentlicher Grund dafür, dass 
die „Allianz für Deutschland” bei den Volkskammerwahlen am 18. März 
1990 mit 48,15 % der Stimmen einen überwältigenden Wahlsieg errang, 
wobei die CDU allein 40,82 % erreichte. Am 1. Oktober 1990 traten die 
fünf ostdeutschen Landesverbände auf dem Hamburger Parteitag der 
CDU Deutschlands bei.

Die Neunziger Jahre

Die durch den Fall der Mauer, die Einheit Deutschlands und die Auflösung 
des Ostblocks tiefgreifend veränderte politische Situation erforderte  
die Formulierung eines neuen Grundsatzprogramms. Dieses wurde im 
Februar 1994 mit dem Titel Freiheit in Verantwortung verabschiedet.

Die Regierungspolitik bis zur Bundestagswahl im Oktober 1994 hatte drei 
Schwerpunkte:

 � der Aufbau Ost und die innere Einheit Deutschlands (z.B. durch den 
Solidarpakt 1993),

 � die neue internationale Verantwortung des wiedervereinigten Deutsch-
lands (z.B. durch Einsätze der Bundeswehr auf dem Balkan) und 
schließlich

 � die Vertiefung und Erweiterung der Europäischen Union (Vertrag von 
Maastricht 1992, Heranführung von Polen, Ungarn und anderen mit-
telosteuropäischen Staaten an die EU).

Union und Koalition siegten nochmals bei der Bundestagswahl 1994 (CDU 
und CSU 41,5 %). Zu den anstehenden Aufgaben gehörten die Durchset-
zung der einheitlichen europäischen Währung Euro und die Einstellung 
Deutschlands auf die neuen wirtschaftlichen Herausforderungen. Der 
Umbau des Sozialstaates und die Anstrengungen im Zusammenhang mit 
der Globalisierung der Wirtschaft (Steuerreform) stießen auf die Blockade 
durch die Opposition im Bundesrat. Die Umstrukturierung und beginnen-
de Privatisierung im Bereich der Post und Telekommunikation wurde von 
der Union maßgeblich vorangetrieben. Die Union schuf die Voraussetzun-
gen, damit später Wettbewerb in diesen Feldern möglich wurde.

Opposition

1998 ging Helmut Kohl nochmals als Spitzenkandidat in die Bundestags-
wahl. Diese ging verloren (CDU und CSU 35,1 %). Helmut Kohl über-
nahm die Verantwortung für das Wahlergebnis und trat als Parteivorsit-
zender zurück. Wolfgang Schäuble wurde 1998 zum Nachfolger gewählt. 
In eine Krise stürzte die CDU 1999 durch die so genannte „Parteispen-
denaffäre”. Wolfgang Schäuble trat 2000 zurück. Ihm folgte seine bisheri-
ge Generalsekretärin Angela Merkel als Parteivorsitzende.

Die Bundestagswahl 2002 ging in Folge einer populistischen Kampagne 
der Regierung Schröder während der Irak-Krise knapp verloren.

Die Regierung Merkel und die Große Koalition

Am 18. September 2005 kam es nach dem politischen Scheitern der rot-
grünen Regierungskoalition zu vorgezogenen Bundestagswahlen, die 
aufgrund ihres knappen Ausgangs zur Bildung einer Großen Koalition 
führten. Am 22. November 2005 wurde Angela Merkel mit den Stimmen 
von CDU, CSU und SPD zur Bundeskanzlerin gewählt. 
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Schwerpunkte der Kanzlerschaft Angela Merkels waren in der Außenpoli-
tik die Fortschreibung des Europäischen Einigungsprozesses, die Klima-
schutzpolitik und die Wiederherstellung der Transatlantischen Partner-
schaft. 

Die stärkere Betonung der Menschenrechtspolitik gegenüber China und 
Russland setzte neue Akzente gegenüber der Vorgängerregierung.

In einer Reihe multilateraler Kooperationen wurde ein neues Verständnis 
des Sicherheitsbegriffs erkennbar. Das Engagement in Afghanistan mit 
zivilen und militärischen Komponenten bildete einen Beitrag Deutsch-
lands zur Stabilisierung der Region. Deutschland beteiligte sich weltweit 
in mehreren Projekten an internationalen Projekten der Friedenssiche-
rung innerhalb der UN, NATO- und EU-Strukturen.

Die Führung der Deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2007 und die Füh-
rung der G8 Gruppe (ebenfalls 2007) durch Angela Merkel werden als 
Beiträge zur Stärkung des Ansehens Deutschlands in der Welt angese-
hen. 

In der Innenpolitik waren die Soziale Marktwirtschaft mit der Schaffung 
von Arbeits- und Ausbildungsplätzen, die Föderalismusreform, der Büro-
kratieabbau, die Integrationspolitik mit der Islamkonferenz, die Familien-
politik mit den Punkten Elterngeld und Krippengesetz sowie die Gesund-
heitsreform die Schwerpunkte des Regierungshandelns.

Um auf die Fragen und Herausforderungen des neuen Jahrtausends Ant-
worten zu geben, verabschiedete die CDU nach intensiver innerpartei-
licher Diskussion auf dem Parteitag von Hannover im Jahr 2007 ein neues 
Grundsatzprogramm. Unter dem Titel: „Freiheit und Sicherheit. Grund-
sätze für Deutschland” wurden die Positionen der CDU fortgeschrieben. 
Inhaltliche Eckpunkte dieses Grundsatzprogramms bilden die Stärkung 
von Ehe und Familie, eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, die Begriffe Nation, Leitkultur und der vernetzte Sicherheits-
begriff.

In den Jahren 2008 und 2009 war die Bekämpfung der Finanzmarktkrise 
der maßgebliche Schwerpunkt der Innenpolitik der Großen Koalition.

Zweite Regierung Merkel 

Nach Abschluss der Koalitionsverhandlungen mit der FDP wurde Angela 
Merkel am 28. Oktober 2009 erneut zur Bundeskanzlerin gewählt.

Die neue Regierung gab ihren Vorhaben in dem Koalitionstext „Wachs-
tum. Bildung. Zusammenhalt” Ausdruck. Eckpfeiler des Vertrages sind 
die Bekämpfung der Finanz- und Wirtschaftskrise, die Unterstützung des 
Mittelstandes und ein Programm zur Schaffung nachhaltigen Wachstums 
mit Maßnahmen zur Steuerreform und Haushaltskonsolidierung.

Das Handeln der CDU/FDP-Regierung wurde aber im Folgenden erheblich 
von der sich verschärfenden Staatsverschuldungskrise im Euroraum be- 
ansprucht. Sie bestimmte weitgehend die Agenda der Politik und zwang 
die Regierung dazu, möglichst in Zusammenarbeit mit der Opposition, 
tunlichst unter Mitnahme der parteiinternen Kritiker, eine Reihe von 
grundlegenden Gesetzesmaßnahmen zur Stabilisierung der Eurozone und 
zur Unterstützung verschuldeter Eurostaaten auf den Weg zu bringen. 
Begriffe wie „Euro-Rettungsschirm”, „Europäischer Finanzstabilisierungs-
mechanismus” (EFSM), „Europäischer Stabilitätsmechanismus” (ESM), 
„Europäischer Fiskalpakt” und viele diesbezügliche Kürzel bestimmten 
den politischen Alltag in Berlin und Brüssel. Erst im späteren Rück- 
blick wird man bewerten können, was es bedeutet, dass sich das öffent-
liche Interesse immer mehr auf die Brüsseler Gipfelnächte als auf die 
Beschlüsse im Deutschen Bundestag richtete.

Dennoch ist bemerkenswert, welch nachhaltige Weichenstellungen die 
Union in der Legislaturperiode 2009 – 2013 durchgeführt hat.

Als hervorstechendstes Beispiel dafür ist die Energiewende zu nennen. 
Mit ihr reagierte die Bundesregierung auf den Schock der Atomkata-
strophe im japanischen Fukushima im März 2011. Im Herbst davor – 
unter dem Eindruck zunehmender Kritik am „Atomkonsens” der rot-
grünen Regierung Schröder von 2000 – waren noch Laufzeitverlängerun-
gen für die deutschen AKWs von der Regierung beschlossen worden,  
die der Bundestag im Oktober mehrheitlich billigte und die beim Karls-
ruher Parteitag der CDU nachträglich bekräftigt wurden. Doch nach 
Fukushima war eine solche Politik nicht mehr vermittelbar. Im März 2011 
beschloss die Regierung ein dreimonatiges Atommoratorium, fasste im 
Juni den Kabinettsbeschluss zu einem abgestimmten Atomausstieg, was 
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der Deutsche Bundestag noch im gleichen Monat mit dem Gesetz zur 
Änderung des Atomgesetzes annahm. Gleichzeitig wurde eine ehrgeizige 
Agenda zur nachhaltigen Entwicklung erneuerbarer Energien beschlos-
sen.

Eine weitere Anpassung der CDU-Politik an veränderte gesellschaftliche 
Bedingungen stellt die Aussetzung der Wehrpflicht dar. Programmatisch 
wurde dies durch den Parteitagsbeschluss zur Zukunft der Bundeswehr 
auf dem Karlsruher Parteitag im November 2010 vorbereitet. Die dort 
festgehaltene Überzeugung, dass „eine sicherheitspolitische Notwendig-
keit für die allgemeine Wehrpflicht nicht mehr gegeben ist”, wurde durch 
den Kabinettsbeschluss vom Dezember desselben Jahres politisch ange-
stoßen und durch Bundestag und Bundesrat im Frühjahr 2011 gebilligt,  
so dass die Wehrpflicht seit 1. Juli 2011 de facto nicht mehr besteht. 
Zum Ausgleich des gleichzeitig wegfallenden Zivildienstes hat sich die 
Bundesregierung stark beim Aufbau von Freiwilligendiensten engagiert.

Die politische Begleitung gesellschaftlicher Veränderungen wurde so zum 
Markenzeichen der zweiten Regierung Merkel. Exemplarisch dafür können 
noch genannt werden: die auf dem Bundesparteitag in Karlsruhe 2010 
sehr offen und nachdenklich geführte Debatte um die Präimplantations-
diagnostik, die im Juli 2011 zu einer partiellen Erlaubnis dieser Maßnah-
me durch den Bundestag in streng geregelten Ausnahmefällen führte;  
die durch das Bundesverfassungsgerichtsurteil zur steuerlichen Behand-
lung von eingetragenen Lebenspartnerschaften erforderliche Gesetzes-
änderung zur steuerrechtlichen Gleichstellung mit der Ehe und die nach-
haltige familienpolitische Debatte zur frühkindlichen Betreuung mit einem 
eindeutigen Bekenntnis zur Wahlfreiheit der Eltern bei gleichzeitiger 
starker finanzieller Unterstützung des Ausbaus von Kindertagesstätten.

Bei der Bundestagswahl 2013 konnte die CDU/CSU 41,5 Prozent der 
Wählerstimmen für sich gewinnen und stellt nun 311 Abgeordnete im 
Deutschen Bundestag.

Bei Redaktionsschluss waren die Verhandlungen zur Bildung einer Großen 
Koalition mit den Sozialdemokraten abgeschlossen und der Koalitions-
vertrag mit dem Titel „Deutschlands Zukunft gestalten” veröffentlicht.
 

2. ZEITTAFEL

1945:

 � 17. Juni: 
Veröffentlichung der Kölner Leitsätze

 � 26. Juni: 
Gründungsaufruf der CDU in Berlin

 � 22. Juli: 
Gründungsversammlung der CDU in Berlin  
(1. Vorsitzender: Andreas Hermes)

 � 14.-16. Dezember: 
Einigung auf den gemeinsamen Namen Christlich-Demokratische Union 
Deutschlands

1946 

 � 5. Februar: 
Der Parteitag der CDU-Rheinland wählt Konrad Adenauer zum Landes-
vorsitzenden.

 � 16.-17. Juni: 
1. Parteitag der CDU in der SBZ in Berlin unter dem Motto „Sozialismus 
aus christlicher Verantwortung”

1948 

 � 21. Juni: 
Währungsreform und Einführung der D-Mark

 � 28.-29. August: 
Ludwig Erhard verkündet die neue Wirtschaftsordnung der Sozialen 
Marktwirtschaft.

 � 1. September: 
Konstituierung des Parlamentarischen Rats in Bonn

1949

 � 23. Mai: 
Verkündung des Grundgesetzes

 � 15. September:  
Der Deutsche Bundestag wählt Konrad Adenauer zum Bundeskanzler.
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1950

 � 20.-21. Oktober:  
Erster Bundesparteitag der CDU in Goslar unter dem Motto „Einigkeit 
und Recht und Freiheit”. Adenauer wird 1. Vorsitzender.

1953

 � 17. Juni: 
Volksaufstand in der DDR

1955

 � 9. Mai: 
Aufnahme der Bundesrepublik in die NATO

 � 9.-13. September: 
Adenauer-Reise nach Moskau, Rückkehr der letzten deutschen Kriegs-
gefangenen

1957

 � 25. März: 
Unterzeichnung der Römischen Verträge, Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)

1961

 � 13. August: 
Bau der Mauer durch das DDR-Regime

1963

 � 16. Oktober: 
Ludwig Erhard wird zum Bundeskanzler gewählt. 

1966

 � 21.-23. März: 
Ludwig Erhard wird zum Nachfolger Adenauers im Bundesvorsitz der 
Partei gewählt.

 � 1. Dezember: 
Kurt Georg Kiesinger wird nach Erhards Rücktritt zum Bundeskanzler 
gewählt, CDU/CSU und SPD bilden die Große Koalition.

1967

 � 22.-23. Mai: 
Bundeskanzler Kiesinger wird als Nachfolger Ludwig Erhards zum  
Bundesvorsitzenden gewählt. 

1971

 � 4.-5. Oktober: 
Rainer Barzel wird als Nachfolger von Kurt Georg Kiesinger zum  
CDU-Bundesvorsitzenden gewählt.

 � 29. November: 
Rainer Barzel wird zum Kanzlerkandidaten von CDU und CSU  
nominiert.

1973

 � 12. Juni: 
Nach dem Rücktritt Rainer Barzels wird Helmut Kohl zum Bundes- 
vorsitzenden gewählt. 

1976

 � 19. November 
Die CSU kündigt in Wildbad Kreuth die Fraktionsgemeinschaft mit der 
CDU auf.

 � 14. Dezember: 
Helmut Kohl wird Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

1978

 � 23.-25. Oktober: 
Die Partei beschließt ihr erstes Grundsatzprogramm  
(Ludwigshafener Programm).
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1979

 � 2. Juli: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion entscheidet sich für Franz Josef 
Strauß als Kanzlerkandidaten für die Bundestagswahl 1980.

1982

 � 1. Oktober: 
Helmut Kohl wird durch ein konstruktives Misstrauensvotum zum  
Bundeskanzler gewählt.

1989

 � 7. Mai: 
Kommunalwahlen in der DDR; Bürgerproteste gegen Wahlfälschungen

 � 10. September:  
Vier Mitglieder der Ost-CDU, unter ihnen Pfarrerin Christine Lieber-
knecht, schicken den „Brief aus Weimar” an die Parteileitung der Ost-
CDU. Darin wird die Angepasstheit der Parteispitze an die SED beklagt 
und die Einlösung grundlegender Freiheitsrechte in der DDR gefordert.

 � 11. September:  
Ungarn öffnet die Grenze für DDR-Flüchtlinge nach Österreich.

 � 24. September:  
Gründung des „Neuen Forums” als Dachorganisation von  
DDR-Reformgruppen

 � 2. Oktober: 
In Ost-Berlin entsteht die Oppositionsgruppe „Demokratischer  
Aufbruch” (u.a. mit Angela Merkel).

 � 9. Oktober: 
Größte der bis dahin abgehaltenen Leipziger Montagsdemonstrationen

 � 9. November: 
Öffnung der Mauer und der Grenzübergänge

 � 10. November: 
Der Hauptvorstand der Ost-CDU wählt Lothar de Maizière zum neuen 
Vorsitzenden.

1990

 � 5. Februar: 
In Anwesenheit von Helmut Kohl verabreden die Parteivorsitzenden  
de Maizière (CDU), Ebeling (Deutsche Soziale Union) und Schnur  
(Demokratischer Aufbruch), das Wahlbündnis „Allianz für Deutschland” 
zur Volkskammerwahl am 18. März.

 � 18. März: 
Erste freie Wahl zur Volkskammer in der DDR

 � 1.-2. Oktober: 
Die fünf neuen ostdeutschen Landesverbände treten der CDU bei.

 � 3. Oktober: 
Vollendung der staatlichen Einheit Deutschlands

 � 2. Dezember: 
Erste gesamtdeutsche Bundestagswahl

1991

 � 17. Januar: 
Helmut Kohl zum Bundeskanzler des vereinten Deutschlands gewählt.

 � 15. März: 
Mit dem formalen Abschluss des „Zwei-plus-Vier”-Abkommens ist das 
vereinte Deutschland auch formal ein souveräner Staat.

1994

 � 20.-23. Februar: 
5. Parteitag der CDU in Hamburg. Verabschiedung des neuen Grund-
satzprogramms unter dem Motto „Freiheit in Verantwortung”

 � 15. November: 
Helmut Kohl wird vom Deutschen Bundestag nach der Bundestagswahl 
am 16.10. erneut zum Bundeskanzler gewählt.

1998

 � 7. November: 
Nach dem Rücktritt von Helmut Kohl wird Wolfgang Schäuble zum  
neuen Parteivorsitzenden gewählt. 
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2000

 � 9.-11. April: 
Auf dem Parteitag in Essen wird Angela Merkel zur CDU-Vorsitzenden 
gewählt.

2002

 � 24. September: 
Nach der Bundestagswahl übernimmt Angela Merkel den Vorsitz der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

2005 

 � 18. September:  
Vorgezogene Bundestagswahl

 � 22. November: 
Angela Merkel wird mit den Stimmen der CDU/CSU und der SPD zur 
ersten Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland und Regie-
rungschefin einer Großen Koalition gewählt.

2007

 � 3.-4. Dezember:  
Parteitag in Hannover. Verabschiedung des neuen Grundsatzprogramms 
„Freiheit und Sicherheit”

2008

 � Juni: 
Die CDU ist erstmals mitgliederstärkste Partei Deutschlands. 

 � 1.-2. Dezember: 
Angela Merkel wird auf dem Parteitag in Stuttgart mit 94,83 % der  
abgegebenen Stimmen zur Vorsitzenden wiedergewählt. Ihre Stellver-
treter sind Roland Koch, Christian Wulff, Jürgen Rüttgers und Annette 
Schavan.

2009

 � 27. September: 
Bei der Bundestagswahl wird die Union erneut stärkste Fraktion.

 � 28. Oktober: 
Dr. Angela Merkel wird zur Bundeskanzlerin gewählt. Die Bundesregie-
rung aus einer Koalition von CDU/CSU und FDP nimmt ihre Arbeit auf.

2010 

 � Im Januar veröffentlicht die CDU das Zukunftspapier „Berliner Erklä-
rung”, in dem sie sich für eine moderne bürgerliche Politik, für nachhal-
tiges Wachstum und für Generationengerechtigkeit einsetzt. 

 � Auf dem 23. Parteitag am 14. – 16. November in Karlsruhe verabschie-
den die Delegierten u.a. die Beschlüsse zur „Zukunft der Bundeswehr” 
(Aussetzung der Wehrpflicht) zur „Verantwortung Zukunft” (u.a. Nach-
haltiges Wirtschaften und „Bildungsrepublik Deutschland”) und zur Prä-
implantationsdiagnostik.

2011

 � Im Jahr der Energiewende, aber auch fortlaufender Konsultationen 
über die europäische Staatsschuldenkrise findet der 24. Parteitag der 
CDU Deutschlands am 14. und 15. November 2011 in Leipzig statt. Im 
Mittelpunkt der Beratungen stehen die Anträge „Starkes Europa - Gute 
Zukunft für Deutschland” und „Bildungsrepublik Deutschland”. Die En-
ergiewende wird in Beschluss C 106 von den Delegierten gebilligt.

2012

 � Auf dem 25. Parteitag der CDU Deutschland am 3.-5. Dezember 2012 
in Hannover wird der Leitantrag „Starkes Deutschland. Chancen für  
Alle!” verabschiedet, der u.a. die Kapitel „Wohlstand für alle”, „Arbeit 
für alle” und „Standort Deutschland stärken” enthält.
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2013

 � CDU und CSU gehen mit dem Papier „Gemeinsam erfolgreich für 
Deutschland. Regierungsprogramm 2013 – 2017” in den Bundestags-
wahlkampf. Die Botschaft wird so zusammengefasst: „Deutschland soll 
ein starkes und erfolgreiches Land bleiben, mit stabilem Euro, sicheren 
und zukunftsfähigen Arbeitsplätzen – ein Land des Zusammenhalts. 
Deutschland ist eines der stärksten Länder weltweit. Wer sich in Europa 
umsieht, weiß: Diese gute Entwicklung ist keine Selbstverständlich-
keit.” 

 � Bei der Bundestagswahl am 22. September erreicht die CDU/CSU  
41,5 Prozent der Wählerstimmen, bildet mit 311 Sitzen die stärkste 
Fraktion und verfehlt nur knapp die absolute Mehrheit der Mandate.

DIE ORGANISATION DER UNION

1. ORGANISATIONSSTUFEN

Die CDU ist eine Partei, die von unten nach oben aufgebaut 
ist.

Die 336 Kreisverbände sind die kleinste selbstständige 
organisatorische Einheit der CDU mit Satzung und selbst-
ständiger Kassenführung. Sie entscheiden über die Aufnah-
me von Mitgliedern und die Wahl von Delegierten zu Landes- 
und Bundesparteitagen. 

Die Kreisverbände gliedern sich in die Stadt- bzw. Gemein-
deverbände in den kreisangehörigen Städten und Gemein-
den. Diesen entspricht in den kreisfreien Städten der Stadt-
bezirksverband. Stadt-, Gemeinde- und Stadtbezirksverbän-
de können sich noch weiter in Ortsverbände untergliedern. 
Es gibt ca. 11.489 kommunale Gliederungen der CDU.

Die Kreisverbände werden in den Landesverbänden zusam-
mengefasst. Sie sind die Organisationen der CDU in den 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland. Ihre Bedeutung 
im politischen Alltag spiegelt die föderale Denk- und Hand-
lungsweise der Partei wider. Im Normalfall gibt es pro Bun-
desland einen Landesverband. 1971 fusionierten die vier 
Landesverbände Baden-Württembergs, 1986 die Landesver-
bände Rheinland und Westfalen. In Niedersachsen gibt es 
weiterhin die drei Landesverbände Braunschweig, Hannover 
und Oldenburg. Dementsprechend bestehen z.Zt. 17 Lan-
desverbände.
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Eine Besonderheit bietet Bayern, wo mit der CSU eine eigenständige 
Partei existiert. 

Die Landesverbände werden wiederum in der Bundespartei, der CDU 
Deutschlands, zusammengefasst.

Auf europäischer Ebene ist die CDU Mitgliedspartei der Europäischen 
Volkspartei (EVP). Dieser Parteienzusammenschluss wurde 1976 gegrün-
det. Die EVP ist die Grundlage der politischen Willensbildung im Sinne  
der christlich-demokratischen und konservativen Mitgliedsparteien im 
Rahmen der Europäischen Union, besonders im Europäischen Parlament, 
wo sie in der Fraktion der Europäischen Volkspartei ihren politischen Arm 
hat.

2. DIE ORGANE DER BUNDESPARTEI

Die Organe der Bundespartei sind:

 � Bundesparteitag
 � Bundesausschuss
 � Präsidium und Bundesvorstand

Der Bundesparteitag besteht aus 1001 Delegierten der Landesverbände, 
der Auslandsverbände (z.B. CDU Brüssel) sowie den Ehrenvorsitzenden. 
200 Delegiertenplätze richten sich nach dem Abschneiden der CDU bei 
Wahlen in den jeweiligen Bundesländern, 800 nach der Mitgliederstärke 
der Landesverbände. Die mitgliederstärksten Landesverbände NRW, 
Niedersachsen (Braunschweig, Hannover, Oldenburg) und Baden-Würt-
temberg entsenden dementsprechend die meisten Delegierten zum 
Bundesparteitag.

Der Bundesparteitag hat formal folgende Zuständigkeiten:

 � Er beschließt die Grundlinien der Politik der CDU.
 � Er beschließt über das Parteiprogramm.
 � Er wählt die Mitglieder des Bundesvorstandes, insbesondere die/den 
Parteivorsitzende(n), die vier Stellvertreter und den Generalsekretär 
(s.u.).

 � Er beschließt über das Statut, die Finanz- und Beitragsordnung sowie 
die Geschäftsordnung.

Der Bundesausschuss ist das Beschlussorgan der Partei zwischen den 
Parteitagen. Er ist zuständig für alle politischen und organisatorischen 
Fragen der Bundespartei, sofern sie nicht dem Bundesparteitag vorbehal-
ten sind bzw. für notwendige Interimsentscheidungen, bis der Bundes-
parteitag wieder zusammenkommt.

Der Bundesausschuss besteht aus Delegierten der Landesverbände, dem 
Bundesvorstand der CDU, je einem Vertreter der Vereinigungen (s.u.), 
den Vorsitzenden der Bundesfachausschüsse und dem/der Vorsitzenden 
des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU.

Präsidium und Bundesvorstand der CDU Deutschlands leiten die Bundes-
partei und bestimmen die aktuelle Politik der Partei.

Das Präsidium setzt sich zusammen aus:

 � der/dem Vorsitzenden,
 � dem Generalsekretär,
 � den fünf Stellvertretenden Vorsitzenden,
 � dem Bundesschatzmeister,
 � weiteren sieben vom Parteitag gewählten Mitgliedern,
 � ggf. dem Ehrenvorsitzenden,
 � dem Präsidenten oder Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages,
 � dem/der Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
 � ggf. dem Präsidenten des Europäischen Parlaments,
 � ggf. dem Vorsitzenden der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament.

Die CDU-Ministerpräsidenten und der CDU-Bundesgeschäftsführer neh-
men beratend an den Sitzungen des Präsidiums teil.

Das Präsidium bereitet die Sitzungen des Bundesvorstandes vor, in dem 
dann die aktuellen politischen Weichenstellungen beschlossen werden.

Der Bundesvorstand besteht aus:

 � den Mitgliedern des Präsidiums (auch den beratenden),
 � weiteren 26 Mitgliedern, die vom Bundesparteitag gewählt worden 
sind,

 � den Vorsitzenden von Landesverbänden, die keinen Vertreter im Präsi-
dium haben,
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 � den Vorsitzenden der Bundesvereinigungen sowie des Evangelischen 
Arbeitskreises in beratender Funktion.

3.  DIE VEREINIGUNGEN UND SONDERORGANISATIONEN

Vereinigungen und Sonderorganisationen sollen innerhalb des breiten 
Spektrums der Volkspartei bestimmte Interessengruppen eigens anspre-
chen, ihnen ein eigenes Diskussions- und Willensbildungsforum bieten 
und ihre Interessen organisieren. Hinzu kommt der Wunsch, das Interes-
se bei Bürgern zu wecken, die zunächst nicht Mitglied der CDU sind und 
es vielleicht auch nicht werden wollen und so in die Gesellschaft über die 
Parteimitgliedschaft hinaus zu wirken.

Vereinigungen

Die Union hat im Laufe ihrer Parteigeschichte vor diesem Hintergrund 
sieben Vereinigungen gebildet, von denen einige zur CDU, andere zur 
CDU und der CSU gehören:

 � Junge Union Deutschlands (JU - für CDU und CSU),
 � Frauen-Union der CDU (FU),
 � Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft Deutschlands (CDA),
 � Kommunalpolitische Vereinigung der CDU/CSU (KPV),
 � Mittelstands- und Wirtschaftvereinigung der CDU/CSU (MIT),
 � Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung in der CDU/CSU – Union der Ver-
triebenen und Flüchtlinge (OMV),

 � Senioren-Union der CDU Deutschlands (SU).

Die Junge Union Deutschlands wurde 1947 gegründet und ist mit ca. 
130.000 Mitgliedern die größte politische Jugendorganisation Europas. 
Sie möchte Motor der kontinuierlichen Erneuerung in CDU und CSU sein 
und wendet sich daher an Bürger von 14 bis 35 Jahre. Sie ist auch für 
Nichtparteimitglieder offen. Viele der heute maßgeblichen CDU-Politiker 
hatten vorher wichtige Funktionen in der JU.

Die Frauen-Union ist der Zusammenschluss der weiblichen Mitglieder der 
CDU. Die FU wurde 1948 in Frankfurt a.M. gegründet und vertritt seither 
die politischen Anliegen, die sich aus den spezifischen Lebenszusammen-
hängen von Frauen ergeben. Ziel ist aber: Frauenfragen als Querschnitts-
fragen der Politik erkennen zu lassen, nicht als Spezialthema.

Die Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft Deutschlands wurde 
1945 als Zusammenschluss christlicher Arbeitnehmer gegründet. Die 
CDA, auch „CDU-Sozialausschüsse” genannt, versteht sich als parlamen-
tarischer Arm der christlich-sozialen Verbände. Darüber hinaus vertritt 
sie die christlich-soziale Bewegung und die Arbeitnehmer/-innen in der 
CDU. Dementsprechend stark ist ihr Engagement in Fragen der Wirt-
schaft- und Sozialpolitik, für menschenwürdige Arbeitsbedingungen, für 
eine gerechte Verteilung der Lasten und eine bessere Mitarbeiterbeteili-
gung.

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU ist die Inte-
ressenvertretung des Mittelstandes in der CDU, gegründet 1956. Auf der 
Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft suchen Unternehmer, Handwer-
ker, Freiberufler, Selbständige, Landwirte und leitende Angestellte ihre 
Vorstellungen in die politische Willensbildung der CDU einzubringen.

Die Senioren-Union der CDU Deutschlands ist die jüngste der CDU-Ver-
einigungen und wurde erst 1988 gegründet. Eine Mitgliedschaft ist ab 
einem Alter von sechzig Jahren möglich. Zurzeit gibt es ca. 60.000 Mit-
glieder. Die Senioren-Union vertritt die Interessen der älteren Generation 
in der CDU und in der Gesellschaft. Erklärtermaßen tritt die Senioren-
Union nicht nur dafür ein, Politik für ältere Menschen zu gestalten, son-
dern auch bei den sich abzeichnenden Problemen des demographischen 
Wandels für die Gesamtgesellschaft zu Lösungen beizutragen.

Die Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands ist 
der Dachverband der in den Ländern selbständig tätigen KPV-Landesver-
einigungen. Die KPV vertritt die Interessen der ehrenamtlichen kommu-
nalen Mandatsträger in der Union. Ziel ist die Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung. Sie wurde 1946 gegründet.

Die Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung repräsentiert die Positionen der 
Deutschen, die aus Mittel- und Ostdeutschland sowie den deutschen 
Siedlungsgebieten in Osteuropa stammen. Sie wurde 1969 in Umwand-
lung des bis dahin bestehenden CDU/CSU-Landesverbandes Oder-Neiße 
gegründet. Ziel ist die Unterstützung der CDU/CSU in ihrer Arbeit für die 
Vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler, denen sie auch politische 
und soziale Unterstützung gibt. Außerdem engagiert sich die OMV für die 
in ihrer Heimat verbliebenen Deutschen.
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Sonderorganisationen

Im Umfeld der CDU sind noch weitere Organisationen angesiedelt. Die 
bekanntesten sind:

 � Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU (EAK),
 � Ring Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS),
 � Schüler-Union (SU Deutschlands).

Der Evangelische Arbeitskreis wurde 1952 u.a. von Hermann Ehlers als 
ein offenes Gesprächsforum gegründet, dem die evangelischen Christen 
in der CDU und CSU angehören. Er entstand aus dem Interesse evange-
lischer Christen, in der ursprünglich eher katholisch geprägten Union eine 
eigene Stimme zu bekommen. Dementsprechend besteht die Arbeit des 
EAK vor allem darin, das „C” in der Union im Sinne der evangelischen 
Sozialethik zu diskutieren und lebendig zu erhalten und den Kontakt zu 
den evangelischen Kirchen in Deutschland zu pflegen.

Der Ring Christlich-Demokratischer Studenten ist die größte Studenten-
organisation Deutschlands und wurde 1951 als ein Zusammenschluss 
christlich-demokratischer Hochschulgruppen gegründet. Seine Basis 
stellen die mehr als 100 RCDS-Gruppen an den Hochschulstandorten dar, 
die wiederum in der Bundesorganisation vertreten sind. Der RCDS setzt 
sich vor allem für eine bessere Bildungspolitik ein. Mit seinem Bildungs- 
und Sozialwerk stellt der RCDS ein umfangreiches Serviceangebot bereit, 
das vom Studienplatztausch bis zur Sozialberatung geht.

Die Schüler-Union wurde 1972 gegründet und ist mit über 10.000 Mit-
gliedern die größte Schülerorganisation in Europa. Sie setzt sich für eine 
bessere Schul- und Bildungspolitik ein.

Weitere Organisationen im Umfeld der CDU sind:

 � Christdemokraten für das Leben sind die Lebensschutzorganisation der 
CDU. Sie ist 1985 von CDU-Mitgliedern gegründet worden und setzt 
sich für einen besseren Schutz des ungeborenen Lebens, für eine wert-
gebundene Politik in bioethischen Fragen und gegen Sterbehilfe ein.

 � Bundesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen. In ihm sind die 
Rechtspolitiker der Union zusammengeschlossen.

 � Das Deutsch-Türkische Forum stellt eine Plattform innerhalb der CDU 
für eine bessere Integrationspolitik und eine Beteiligung der türkisch-
stämmigen Bevölkerung an der Politik dar. 

 � Den Lesben und Schwulen in der CDU geht es um Diskriminierungs-
fragen und Gleichstellung.

 � Wirtschaftsrat Deutschland. Er vertritt die Interessen von Unter-
nehmern und Selbständigen auf der Basis der Sozialen Marktwirtschaft.
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ANHANG

AUS DER REDE KONRAD ADENAUERS VOM  
24. MÄRZ 1946

Nach der dem Programm der CDU zugrunde liegenden Auf-
fassung ist die Person dem Dasein und dem Range nach vor 
dem Staat. 

An ihrer Würde, Freiheit und Selbstständigkeit findet die 
Macht des Staates sowohl ihre Grenze als ihre Orientierung. 
Freiheit der Person ist nicht Schrankenlosigkeit und Willkür, 
sie verpflichtet jeden beim Gebrauche seiner Freiheit, immer 
eingedenk zu sein der Verantwortung, die jeder einzelne für 
seine Mitmenschen und für das ganze Volk trägt. 

Der Fundamentalsatz des Programms der CDU, der Satz, 
von dem alle Forderungen unseres Programms ausgehen, 
ist ein Kerngedanke der christlichen Ethik: die menschliche 
Person hat eine einzigartige Würde, und der Wert jedes 
einzelnen Menschen ist unersetzlich. 

Es ergeben sich aus unserer Grundeinstellung folgende 
Sätze für das Verhältnis zwischen Einzelperson und Staat: 
der Staat besitzt kein schrankenloses Recht, seine Macht 
findet ihre Grenze an der Würde und den unveräußerlichen 
Rechten der Person. Die Mehrheit hat kein willkürliches und 
uneingeschränktes Recht gegenüber der Minderheit. Auch 
die Minderheit hat Rechte und Pflichten. Gleiches Recht, 
Rechtssicherheit und Anerkennung der grundlegenden 

Bedeutung der Familie für das Volk; Recht der Frau auf freie Betätigung 
im beruflichen und öffentlichen Leben.

Ich glaube, dass aus meinen bisherigen Ausführungen hervorgeht,  
warum wir uns christlich demokratisch nennen. Wir nennen uns christ-
liche Demokraten, weil wir der tiefen Überzeugung sind, dass nur eine 
Demokratie, die in der christlich-abendländischen Weltanschauung, in 
dem christlichen Naturrecht, in den Grundsätzen der christlichen Ethik 
wurzelt, die große erzieherische Aufgabe am deutschen Volke erfüllen 
und seinen Wiederaufstieg herbeiführen kann.

Wir nennen uns Union, weil wir alle diejenigen, die auf diesem Boden 
stehen, zu politischer Arbeit zusammenführen wollen, gleichgültig  
welchem Bekenntnis sie angehören.

Adenauer, Konrad: Reden 1917-1967. Eine Auswahl.  
Herausgegeben von Hans-Peter Schwarz, Stuttgart, 1975.
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Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Das Ahlener Programm, verabschiedet am 3. Februar 1947 vom Zonenausschuss der CDU der  
britischen Besatzungszone 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Grundsatzprogramm Ludwigshafen 1978 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Grundsatzprogramm Hamburg 1994 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Grundsatzprogramm Hannover 2007 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

CDU-Plakat zu den Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen am 13. Juni 1946 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Wahlplakat zur Bundestagswahl 1949 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Wahlplakat zur Bundestagswahl 1957 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Wahlplakat zur Bundestagswahl 1957 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Wahlplakat zur Bundestagswahl 1965 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Wahlplakat zur Bundestagswahl 1969 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Wahlplakat zur Bundestagswahl 1983 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Wahlplakat zur Bundestagswahl 1994 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Wahlplakat zur Bundestagswahl 2005 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Wahlplakat zur Bundestagswahl 2009 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung

Wahlplakat zur Bundestagswahl 2013 
Quelle: Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung
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BUNDESPRÄSIDENTEN

 � (1949-1959: Theodor Heuss, FDP)
 � 1959-1969: Heinrich Lübke 
 � (1969-1974: Gustav Heinemann, SPD)
 � (1974-1979: Walter Scheel, FDP)
 � 1979-1984: Karl Carstens 
 � 1984-1994: Richard von Weizsäcker 
 � 1994-1999: Roman Herzog 
 � (1999-2004: Johannes Rau, SPD)
 � 2004–2010: Horst Köhler
 � 2010-2012: Christian Wulff
 � (seit 2012: Joachim Gauck, parteilos)

BUNDESKANZLER DER CDU

 � 1949-1963: Konrad Adenauer
 � 1963-1966: Ludwig Erhard 
 � 1966-1969: Kurt Georg Kiesinger 
 � (1969-1974: Willy Brandt, SPD)
 � (1974-1982: Helmut Schmidt, SPD)
 � 1982-1998: Helmut Kohl 
 � (1998-2005: Gerhard Schröder, SPD)
 � seit 2005: Angela Merkel 

BUNDESTAGSPRÄSIDENTEN DER CDU/CSU

 � 1949-1950: Erich Köhler
 � 1950-1954: Hermann Ehlers
 � 1954-1969: Eugen Gerstenmaier
 � 1969-1972: Kai-Uwe von Hassel
 � (1972-1976: Annemarie Renger, SPD)
 � 1976-1979: Karl Carstens
 � 1979-1983: Richard Stücklen
 � 1983-1984: Rainer Barzel
 � 1984-1988: Philipp Jenninger
 � 1988-1998: Rita Süssmuth
 � (1998-2005: Wolfgang Thierse, SPD)
 � seit 2005: Norbert Lammert

PARTEIVORSITZENDE DER CDU

 � 1950-1966: Konrad Adenauer
 � 1966-1967: Ludwig Erhard
 � 1967-1971: Kurt Georg Kiesinger
 � 1971-1973: Rainer Barzel
 � 1973-1998: Helmut Kohl
 � 1998-2000: Wolfgang Schäuble
 � seit 2000: Angela Merkel 

GENERALSEKRETÄRE DER CDU

 � 1967-1971: Bruno Heck
 � 1971-1973: Konrad Kraske
 � 1973-1977: Kurt Biedenkopf
 � 1977-1989: Heiner Geißler
 � 1989-1992: Volker Rühe
 � 1992-1998: Peter Hintze
 � 1998-2000: Angela Merkel
 � April-November 2000: Ruprecht Polenz
 � 2000-2004: Laurenz Meyer
 � 2004-2005: Volker Kauder
 � 2005-2009: Ronald Pofalla
 � seit 2009: Hermann Gröhe

VORSITZENDE DER CDU/CSU-FRAKTION  
IM DEUTSCHEN BUNDESTAG

 � 1949: Konrad Adenauer
 � 1949-1955: Heinrich von Brentano
 � 1955-1961: Heinrich Krone
 � 1961-1964: Heinrich von Brentano
 � 1964-1973: Rainer Barzel
 � 1973-1976: Karl Carstens
 � 1976-1982: Helmut Kohl
 � 1982-1991: Alfred Dregger
 � 1991-2000: Wolfgang Schäuble
 � 2000-2002: Friedrich Merz
 � 2002-2005: Angela Merkel
 � seit 2005: Volker Kauder
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PORTALE UND QUELLEN IM INTERNET 

Unter http://www.cdu-geschichte.de finden Sie Informationen zur  
Geschichte der CDU insgesamt.

Unter http://www.konrad-adenauer.de finden Sie Informationen und 
weitere Quellen zum Leben und Wirken unseres ersten Bundeskanzlers. 

Unter http://www.helmut-kohl.de finden Sie Informationen und weitere 
Quellen zum Leben und Wirken des Kanzlers der Deutschen Einheit. 

Die Texte der Programme der CDU und weitere Materialien zum Thema 
finden sich unter http://www.kas.de/wf/de/21.64/

Allgemeine und aktuelle Informationen, Literatur- und Veranstaltungs-
hinweise zur Geschichte der Union finden sich im Internet unter:  
http://www.kas.de/archiv

Der Blog #ZukunftVolkspartei (www.zukunftvolkspartei.de) bietet laufend 
aktuelle Beiträge zur Thematik.
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